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S. 225

Gesellschaft bürgerlichen Rechts bestehend aus den Gesellschaftern:
Gerd Grund, geb. am 26.7.1956

Emma Meier, geb. am 12.2.1963

Frieda Müller, geb. am 15.5.1967

S. 225

Gesellschaft bürgerlichen Rechts

Uhlandstraße 22, Berlin, bestehend aus 

den Gesellschaftern:
Gerd Grund, geb. am 26.7.1956

Emma Meier, geb. am 12.2.1963

Frieda Müller, geb. am 15.5.1967

S. 227

Gründung und Fortbestand einer GbR:

Wir, A, B und C, haben mit Vertrag vom…. eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts gegründet. Wir bestätigen als nach wie vor einzige Gesellschafter vorsorglich heute nochmals die Gründung dieser Gesellschaft. Wir haben vereinbart, dass jeder von uns berechtigt ist, die Gesellschaft allein und unter Befreiung vom Verbot des Insichgeschäfts zu vertreten. Wir bestätigen auch diese Vereinbarung vorsorglich nochmals.

Erklärung zum Bestehen der GbR und zur Vertretungsberechtigung:

Der auf der Erwerberseite Handelnde X erklärt und steht dafür ein, dass die erwerbende GbR gemäß dem vorgelegten Gesellschaftsvertrag seit ihrer Gründung unverändert aus X, Y und Z besteht und gemäß der in Urschrift/Ausfertigung vorgelegten Vollmacht durch X allein vertreten werden kann. X ist bekannt, dass er für die in der Urkunde eingegangenen Verpflichtungen persönlich haftet, auch wenn die GbR nicht existiert bzw. nicht wirksam vertreten sein sollte.

S. 244

Rückforderungsrecht bei unerwarteter Schenkungsteuerfestsetzung

Geschäftsgrundlage der heutigen Zuwendung an den Beschenkten ist, dass

***(1. Variante:) das zuständige Finanzamt für die Zuwendung des Schenkungsgegenstandes keine Schenkungsteuer (oder: Schenkungsteuer i.H. von nicht mehr als *** €) festsetzt.

***(2. Variante.:) das zuständige Finanzamt den Schenkungsgegenstand für Zwecke der Schenkungsteuerfestsetzung nicht mit mehr als *** € bewertet.

***(3. Variante:) für die Zuwendung des Schenkungsgegenstandes von dem Beschenkten im Rahmen der Schenkungsteuerveranlagung die Steuerbefreiung nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 ErbStG (oder: der 85%-ige Verschonungsabschlag nach § 13b Abs. 4 ErbStG) in Anspruch genommen werden kann.

Wird dies bestandskräftig abgelehnt, kann der Schenker verlangen, dass der Schenkungsgegenstands ganz oder teilweise an ihn oder einen von ihm zu benennenden Dritten übertragen wird. Die Rückforderung kann nur binnen einer Frist von sechs Monaten nach Kenntnis des Schenkers von der Bestandskraft des ablehnenden Steuerbescheids erfolgen. Das Recht des Schenkers, den Rückforderungsanspruch wegen Störung der Geschäftsgrundlage schon vor Bestandskraft des ablehnenden Steuerbescheids geltend zu machen, bleibt hiervon unberührt. (Regelung weiterer Modalitäten und Folgen der Ausübung des Rückforderungsrechts)
